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V 2024.9 Motion

Kantonsrat

M 905

Motion Gerber Fritz und Mit. über die Aufhebung der im Widerspruch zur eidgenössi­
schen Gesetzgebung und Rechtsprechung stehenden Beseitigungsreverse für Bauten 
und Anlagen ausserhalb der Bauzone

eröffnet am 7. September 2026 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die von der Dienststelle Raum und Wirtschaft (Rawi) zwi­
schen dem 1. Januar 2018 und dem 5. Mai 2026 verfügten und im Grundbuch eingetragenen 
Beseitigungsreverse für Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone innert nützlicher Frist 
aufzuheben, soweit diese dem Bundesgerichtsurteil 1C_470/2024 vom 7. November 20251 wi­
dersprechen oder ohne ausreichende gesetzliche Grundlage angeordnet wurden.

Begründung:
Im Kanton Luzern wurden zwischen 2018 und dem 5. Mai 2026 bei Baubewilligungen für zo­
nenkonforme landwirtschaftliche Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone häufig Beseiti­
gungsreverse verfügt. Diese wurden im Grundbuch eingetragen. Ein grosser Teil dieser Besei­
tigungsreverse wurde ohne ausreichende gesetzliche Grundlage angeordnet. Zudem fehlte in 
vielen Fällen eine konkrete und rechtlich nachvollziehbare Begründung.

Die Dienststelle Rawi hat sich in einer ersten Kontaktaufnahme positiv zum Anliegen der Mo­
tion geäussert. Seit dem 5. Mai 2026 verzichtet die Dienststelle Rawi im Regelfall auf die An­
ordnung von Beseitigungsreverse für zonenkonforme landwirtschaftliche Bauten und Anla­
gen ausserhalb der Bauzone. Beseitigungsreverse werden nur noch in begründeten Ausnah­
mefällen verfügt, insbesondere bei:
 Bauten und Anlagen zur Energiegewinnung aus Biomasse,
 Abbruch und Ersatzneubau eines Wohnhauses, wenn das bestehende Wohnhaus erst 

nach Fertigstellung des Neubaus abgebrochen werden kann (Sicherstellung des Vollzugs),
 weiteren sachlich begründeten Einzelfällen.

Diese Ausnahmen sind rechtlich nachvollziehbar. Lehre und Rechtsprechung anerkennen, 
dass Bewilligungen für zonenkonforme Neubauten in der Landwirtschaftszone gestützt auf 
Artikel 16b Absatz 2 Raumplanungsgesetz (RPG) unter bestimmten Voraussetzungen mit ei­
ner auflösenden Bedingung beziehungsweise der Verpflichtung zur Eintragung eines Beseiti­
gungsreverses verbunden werden können.

Das Bundesgericht hat im Urteil 1C_470/2024 vom 7. November 20251 (Fall Kanton Zürich) 
ausdrücklich festgehalten, dass eine Baubewilligung nur dann mit einem Beseitigungsrevers 
verknüpft werden darf, wenn dies gesetzmässig und verhältnismässig ist.

1 1C_470/2024 07.11.2025 - Schweizerisches Bundesgericht

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=1C_470%2F2024&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F07-11-2025-1C_470-2024&number_of_ranks=68
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Ein Beseitigungsrevers darf deshalb nur angeordnet werden, wenn hierfür besondere Gründe 
vorliegen. Das bloss abstrakte Risiko, eine Baute könnte künftig nicht mehr landwirtschaftlich 
genutzt werden, genügt ebenso wenig wie das allgemeine Interesse an der Trennung von 
Bau- und Nichtbaugebiet.

Vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass eine baldige raumplanerisch 
unerwünschte Umnutzung zu erwarten ist oder besonders gewichtige öffentliche Interessen 
einen Rückbau nach Wegfall der bewilligten Nutzung rechtfertigen.

Grundsätzlich dürfen funktionslos gewordene landwirtschaftliche Bauten bestehen bleiben. 
Unter den gesetzlichen Voraussetzungen können sie zudem für landwirtschaftsfremde Zwe­
cke umgenutzt werden, beispielsweise gestützt auf Artikel 24a RPG.

Wird dagegen ein Beseitigungsrevers als Resolutivbedingung angeordnet, muss die Baute 
oder Anlage entfernt werden, sobald die bewilligte landwirtschaftliche Nutzung endgültig 
entfällt. Eine spätere Umnutzung gestützt auf den Besitzstand ist damit ausgeschlossen.

Der Bundesrat hatte in seiner Botschaft zur zweiten Etappe der Teilrevision des Raumpla­
nungsgesetzes vom 31. Oktober 2018 (BBl 2018 7475 zu E-Art. 23d) vorgeschlagen, Baube­
willigungen für neue Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone künftig generell nur noch 
unter einer auflösenden Bedingung zu erteilen. Dieser Vorschlag wurde jedoch vom Parla­
ment ausdrücklich nicht übernommen.

Ebenso sind die Kantone nicht befugt, Umnutzungen bestehender Ökonomiebauten nach Ar­
tikel 24a RPG generell auszuschliessen, da diese Bestimmung in Artikel 27a RPG nicht aufge­
führt ist.

Aus Gesetzgebung und Rechtsprechung ergibt sich, dass jene von der Dienststelle Rawi zwi­
schen 2018 und dem 5. Mai 2026 verfügten und im Grundbuch eingetragenen Beseitigungs­
reverse aufzuheben sind, soweit sie den Vorgaben des Bundesgerichtsurteils 1C_470/2024 
vom 7. November 2025 widersprechen oder nicht auf einer ausreichenden gesetzlichen 
Grundlage beruhen.
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